
Die Klägerin legte gegen die Beurteilung sowie gegen das Aus-
bleiben einer Entscheidung über die Gewährung einer periodi-
schen Erhöhung des Arbeitsentgelts Beschwerde ein und berief
sich in diesem Rahmen auf die bei Europol geltenden Beurtei-
lungsleitlinien. Nach Ansicht der Klägerin handelt es sich um
eine offensichtlich falsche Beurteilung.

Die Klägerin macht insbesondere geltend, dass ihre Rügen mit
Entscheidung vom 26. Juni 2007 als unbegründet zurückgewie-
sen worden seien, und beruft sich auf einen Verstoß gegen die
Begründungspflicht, da diese Zurückweisung nicht begründet
gewesen sei. Der Direktor von Europol habe jedoch darauf hin-
gewiesen, dass die Beurteilung zurückgenommen werde und
eine neue Beurteilung erfolgen werde. Die neue Beurteilung sei
am 25. Juli 2007 erstellt worden.

Die Klage betreffe daher die Beschwerdeentscheidung sowie die
Beurteilung vom 25. Juli 2007.

Klage, eingereicht am 15. Oktober 2007 — Nijs/
Rechnungshof

(Rechtssache F-108/07)

(2008/C 22/108)

Verfahrenssprache: Französisch

Parteien

Kläger: Bart Nijs (Bereldange, Belgien) (Prozessbevollmächtigter:
Rechtsanwalt F. Rollinger)

Beklagter: Europäischer Rechnungshof

Anträge

Der Kläger beantragt,

— die Entscheidung des Europäischen Rechnungshofs, das Man-
dat des Generalsekretärs des Rechnungshofs um weitere
sechs Jahre ab dem 1. Juli 2007 zu verlängern, aufzuheben;

— hilfsweise, die beiden Handlungen aufzuheben, die angeblich
„Entscheidungen der Anstellungsbehörde“ sind, d. h. die
Handlung vom 8. Dezember 2006 zur Durchführung des
Urteils des Gerichts erster Instanz vom 3. Oktober 2006 in
der Rechtssache T-171/05 und die Handlung vom 12. Juli
2007, mit der die Beschwerde des Klägers vom 12. März
2007 zurückgewiesen wurde;

— dem Beklagten die Kosten aufzuerlegen.

Klagegründe und wesentliche Argumente

Für seine Klage beruft sich der Kläger u. a. auf folgende
Umstände: i) Der Generalsekretär des Rechnungshofs habe
rechtswidrig gehandelt; anstatt das OLAF einzuschalten, habe er
sich, als er unter Vorlage von Dokumenten von einem Betrug
zulasten des Invaliditätsrentensystems unterrichtet worden sei,
ausdrücklich geweigert, Maßnahmen zu ergreifen oder der Frage
nachzugehen; ii) ein Beamter habe seinen Dienst in rechtswidri-
ger Weise ausgeübt; iii) die Beförderungsentscheidungen und der

Zeitpunkt ihres Erlasses seien wiederholt nicht bekannt gemacht
worden; iv) die Wahlen zur Personalvertretung in den Jah-
ren 2004 und 2006 seien aus mehreren Gründen rechtswidrig;
v) es gebe eine große Zahl missbräuchlicher Beförderungsverfah-
ren und auch eine missbräuchliche Anmaßung der Ernennungs-
befugnis, die ein Referatsleiter habe ausüben dürfen, sowie eine
große Zahl persönlicher Interessen, die geeignet seien, die Unab-
hängigkeit der Anstellungsbehörde bei fast allen ihren Entschei-
dungen zu beeinträchtigen; vi) die „Entscheidungen der Anstel-
lungsbehörde“ ergäben sich aus den persönlichen Interessen aller
Vorgesetzten des Klägers, aus der Verschleierung der Beauftra-
gung einer Kollegin mit der vorübergehenden Wahrnehmung
höherer Aufgaben und aus der Nichteinschaltung des OLAF; vii)
die Anstellungsbehörde habe die angefochtenen Entscheidungen
auf die gleiche Aneinanderreihung offensichtlicher Fehler
gestützt wie die ursprünglichen Entscheidungen, die mit ihnen
bestätigt würden, und berufe sich hierfür auf ein nicht rechts-
kräftiges Urteil, ohne auch nur irgendein Argument des Klägers
widerlegt zu haben; viii) die am Beurteilungs- und Beförderungs-
verfahren beteiligten Ausschüsse hätten keine Kenntnis von der
beeinträchtigten Unabhängigkeit der Vorgesetzten des Klägers
gehabt.

Klage, eingereicht am 23. Oktober 2007 — Behmer/
Parlament

(Rechtssache F-124/07)

(2008/C 22/109)

Verfahrenssprache: Französisch

Parteien

Kläger: Joachim Behmer (Brüssel, Belgien) (Prozessbevollmäch-
tigte: Rechtsanwälte S. Orlandi, A. Coolen, J.-N. Louis und
E. Marchal)

Beklagter: Europäisches Parlament

Anträge

Der Kläger beantragt,

— die Entscheidung der Anstellungsbehörde des Europäischen
Parlaments über die Vergabe von zwei Verdienstpunkten an
ihn für das Jahr 2005 aufzuheben;

— die Entscheidung der Anstellungsbehörde, ihn im Rahmen
des Beförderungsverfahrens 2006 nicht nach Besoldungs-
gruppe AD 13 zu befördern, aufzuheben;

— dem Beklagten die Kosten aufzuerlegen.

Klagegründe und wesentliche Argumente

Der Kläger, ein Beamter des Europäischen Parlaments der Besol-
dungsgruppe AD 12, stützt sich vor allem auf die Rechtswidrig-
keit der Entscheidungen der Anstellungsbehörde, an ihn für das
Jahr 2005 zwei Verdienstpunkte zu vergeben und ihn im Rah-
men des Beförderungsverfahrens 2006 nicht nach Besoldungs-
gruppe AD 13 zu befördern.
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